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Moderne Ausbildungsverfahren 
für die Verwaltung 

Für die Berufsausbildung in der öf­
fentlichen Verwaltung werden in­
zwischen ebenso wie in den mei­
sten übrigen Wirtschaftsbereichen 
veränderte Zielsetzungen als erfor­
derlich angesehen. Um die Kompe­
tenz zur selbständigen Aufgaben­
bearbeitung zu fördern, sind die 
Ausbildungsmethoden auf diese 
Zielsetzung abzustimmen. Hierfür 
sind jedoch spezifische Merkmale 
der Ausbildung in der öffentlichen 
Verwaltung zu beachten. ln einem 
Projekt wurden deshalb Realisie­
rungsmöglichkeiten für eine Mo­
dernisierung der Ausbildungsme­
thoden untersucht. 

Problemstellung 

Fast jede neue Ausbildungsordnung enthält 

inzwischen eine Bestimmung, nach der die 

Fertigkeiten und Kenntnisse so zu vermitteln 

sind, daß selbständiges Planen, Durchführen 

und Kontrollieren am Arbeitsplatz wesentl i­

cher Bestandteil der Befahigung wird. Eine 

solche Ausprägung der Qualifikation wird 

derzeit in nahezu allen Arbeitsbereichen als 

erforderlich angesehen. Auf diese Arbeits­

platzanforderungen soll während der Ausbil­

dung vorbereitet werden, indem die Auszu­

bildenden bereits während der Berufsausbil­

dung systematisch auf die selbständige Erle­

digung von Aufträgen vorbereitet werden. 

Wegen des pädagogischen Zusammenhanges 

zwischen den Zielen und den Methoden er­

fordert diese veränderte Zielsetzung aber 

auch eine veränderte Methodik. In der tech­

nischen Berufsausbildung sind dazu bereits 

umfangreiche Erfahrungen mit neuen Aus­

bildungsmethoden gesammelt worden. Für 

den nichttechnischen Bereich stellen sich da­

gegen noch einige Entwicklungs- und Imple­

mentationsprobleme. Im Vordergrund der 

neuen Ausbildungsmethoden stehen komple­

xe Lernaufträge, mit denen die Erledigung 

umfangreicher Arbeiten, wie z. B. Herstellen 

eines Produktes oder Erkunden einer Be­

triebsabteilung, angeleitet werden soll. Im 

Bereich der technischen Berufsausbildung 

lassen sich dafür genügend abgrenzbare Pro­

dukte und damit Aufgabenstellungen für Pro­

jekte finden . Dies läßt sich jedoch nicht so 

einfach auf die kaufmännische Berufsausbil­

dung bzw. auf die Ausbildung in Verwal­

tungsberufen übertragen. Hier werden keine 

Geräte, Apparate, Maschinen oder ähnliche 

Produkte hergestellt, sondern bestimmte lau­

fende oder einmalige Aufträge (Vorgänge) 

bearbeitet bzw. erledigt. Häufig handelt es 

sich dabei um unterstützende Tätigkeiten für 

die Geschäftsabschlüsse, für die Produktions­

abteilung oder für andere Abteilungen bzw. 

Stellen des Betriebes. 

Dies gilt im besonderen Maße für die öffent­

liche Verwaltung. In der allgemeinen Ver­

waltung erfolgt eine Berufsausbildung in er­

ster Linie für Verwaltungsfachangestellte und 

für verschiedene Beamtenanwärter. Damit 

sind unterschiedliche Merkmale in der päd­

agogisch relevanten Ausgangslage gegeben, 

die bei der Entwicklung moderner Ausbil­

dungsverfahren für die Berufsausbildung in 

der öffentlichen Verwaltung zu berücksichti-
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gen sind. Für eine Implementation moderner 

Ausbildungsverfahren stellt sich also das 

Problem der Übertragbarkeit von Erfahrun­

gen aus anderen Ausbildungsbereichen auf 

die spezifische Situation in der öffentlichen 

Verwaltung. Neben den objektiven Faktoren 

dürften für den Verlauf und das Ergebnis 

eines Umstellungsprozesses in der Ausbil­

dungsmethodik auch subjektive Faktoren, 

nämlich die Bedürfnisse und Einstellungen 

der beteiligten Ausbilder und der betroffenen 

Auszubildenden, von Bedeutung sein. Die 

Kenntnis dieser Einstellungen könnte daher 

die Gestaltung des Modernisierungsprozes­

ses erleichtern . 

Untersuchung 

Um die Voraussetzungen und die Realisie­

rungsbedingungen für einen Veränderungs­

prozeß der Berufsausbildung in der öffent­

lichen Verwaltung näher zu untersuchen, wur­

den im Sommersemester 1991 in dem Projekt 

"Handeln in der Verwaltungspraxis - Korn­

pelenzerwerb durch moderne Verfahren" an 

der Verwaltungsfachhochschule Kassel drei 

Arbeitsvorhaben durchgeführt. Dabei handel­

te es sich um empirische Bedürfnis- und Ein­

stellungsanalysen, um die Erprobung moder­

ner Verfahren und um damit im Zusammen­

hang stehende Entwicklungsaufgaben. 

Zur Erkundung ausbildungsrelevanter Be­

dürfnisse und Einstellungen der Auszubil­

denden und Ausbilder führten die am Projekt 

beteiligten Studenten Befragungen von Aus­

bildern und Auszubildenden in verschiede­

nen Behörden durch. Mit unterschiedlichen 

Fragebogen wurden von einer Arbeitsgruppe 

43 Inspektoranwärter und 39 nebenamtlich 

tätige Ausbilder befragt. Von einer anderen 

Arbeitsgruppe wurden 31 Inspektoranwärter, 

21 sonstige Auszubildende (Anwärter des 

mittleren Dienstes, Verwaltungsfachangestellte, 

Stenosekretäre) sowie 38 nebenamtlich tätige 

Ausbilder bei verschiedenen Behörden in 

Nordhessen befragt. 

Im Arbeitsvorhaben "Erprobung" wurden 

zwei bereits vorliegende Lernaufträge aus 

dem Bereich des Ausländerrechts und des 

Sozialhilferechts in der Ausbildungspraxis 

getestet. Die Erprobung des Lernauftrages 

zum Ausländerrecht wurde mit 15 Auszubil­

denden des zweiten und dritten Ausbildungs­

jahres in der Berufsausbildung zu Verwal­

tungsfachangestellten bei drei verschiedenen 

Landkreisen durchgeführt . Beteiligt waren 

daran außerdem elf nebenamtliche Ausbilder 

dieser Landkreise. Die Auszubildenden und 

die Ausbilder wurden schriftlich über ihre 

dabei gewonnenen Eindrücke und Beurtei­

lungen befragt. Die Erprobung des Lernauf­

trages zum Sozialhilferecht wurde mit elf 

Auszubildenden des ersten und zweiten Aus­

bildungsjahres in der Berufsausbildung zum 

Verwaltungsfachangestellten sowie drei In­

spektoranwärtern im ersten oder zweiten 

Jahr des Vorbereitungsdienstes bei einer 

Stadtverwaltung und einer Landkreisverwal­

tung durchgeführt. Mit den beteiligten Aus­

zubildenden wurden strukturierte mündliche 

Interviews geführt. 

Die gewonnenen Erkenntnisse wurden für 

die Entwicklung von Teilen einer Ausbil­

dungskonzeption sowie für die Entwicklung 

geeigneter Lernaufträge verarbeitet. Zwar 

sind die erzielten Ergebnisse wegen des ge­

ringen Stichprobenumfangs nicht repräsenta­

tiv, jedoch wurden durchaus Anhaltspunkte 

gewonnen, die für konkrete Schritte zur Mo­

dernisierung der Berufsausbildung in der öf­

fentlichen Verwaltung von Bedeutung sind. 

Ergebnisse 

Die neuen Ziele in der Berufsausbildung, mit 

denen das selbständige und systematische 

Arbeitshandeln sowie die Kommunikations­

und Kooperationsfähigkeit intensiver geför­

dert werden sollen, werden übereinstimmend 

von allen Gruppen der Auszubildenden als 

sinnvoll angesehen. Dies gilt auch für die da­

mit verbundene Veränderung in der Ausbil-

32 

\ 
BWP 21/1992/4 • Fachbeiträge 

dungsmethodik (Abkehr vom Imitationsprin­

zip, selbständige Bearbeitung komplexer Lern­

aufträge), die es den Auszubildenden erlau­

ben soll, ihre Fähigkeiten im selbständigen 

Arbeiten stärker zu entwickeln. Bei der Beur­

teilung dieser Frage orientieren sich die Aus­

zubildenden an den erwarteten und auch er­

wünschten Qualifikationsanforderungen wäh­

rend der späteren Berufsausübung. Eventuell 

I Höhere Anforderungen 
an die Lernenden 

werden von 
den Auszubildenden ... 

mit den neuen Ausbildungsmethoden ver­

bundene höhere Anforderungen an die Ler­

nenden werden von Auszubildenden nicht 

nur bewußt in Kauf genommen, sondern aus­

drücklich gewünscht. Auch die Ausbilder 

unterstützen die Veränderungen in der Ziel­

setzung und in der Methodik der Ausbil­

dung. Sie halten entsprechende Veränderun­

gen an den meisten Arbeitsplätzen, an denen 

ausgebildet wird , für möglich. Hinsichtlich 

der persönlichen Voraussetzungen der Ler­

nenden differenzieren die Ausbilder aller­

dings . Wegen der aus ihrer Sicht höheren 

Anforderungen an die Lernenden betrachten 

sie eine derartige Modernisierung der Aus­

bildung für "gehobene" Auszubildende (In­

spektoranwärter) eher als für andere Auszu­

bildende (z . B. Verwaltungsfachangestellte) 

als realisierbar. Diese von den Ausbildern 

vorgenommene Differenzierung erkennen 

die Auszubildenden auch bereits in der ge­

genwärtigen Ausbildungspraxis. Inspektor­

anwärter werden deutlich häufiger als andere 

Auszubildende auf das selbständige Studium 

von Gesetzestexten und Kommentaren im 

Zusammenhang mit der Erledigung der 

Dienstgeschäfte verwiesen als dies bei ande­

ren Auszubildenden der Fall ist. Diesen wer­

den die zu erledigenden Arbeiten meistens 

anhand ähnlicher Fälle erklärt, oder es wer-



den sogar die einzelnen Bearbeitungsschritte 

nacheinander vom Ausbilder vorgegeben. 

Die Erprobung der beiden Lernaufträge stieß 

bei den beteiligten Auszubildenden und Aus­

bildern ebenso wie bei den Behördenleitun­

gen auf Interesse. Sowohl in den schriftli­

chen Befragungen der Auszubildenden und 

der Ausbilder als auch in den mündlichen In-

I ... nicht nur bewußt 
in Kauf genommen, 

sondern 
ausdrücklich gewünscht 

terviews mit den Auszubildenden wurden die 

Erfahrungen mit der Bearbeitung der Lern­

aufträge positiv beurteilt. Die erzielten Lern­

ergebnisse entsprachen den fachlichen An­

forderungen . Besonders aus den mündlichen 

Interviews mit den Auszubildenden ergaben 

sich jedoch einige Verbesserungsvorschläge 

für die Gestaltung der schriftlichen Unter­

lagen. Gewünscht wurde eine höhere Ver­

ständlichkeit der zu bearbeitenden Texte, 

insbesondere wurden zum Verständnis der 

teilweise schwierigen gesetzlichen Vorschrif­

ten kommentierende Bemerkungen gewünscht. 

Zur Erleichterung des Lernens wurden dane­

ben vermehrt Beispiele und grafische Dar­

stellungen als sinnvoll bezeichnet. Schließ­

lich wurden noch weitere Gestaltungsele­

mente zur optischen Auflockerung der zu be­

arbeitenden Texte gewünscht. 

Während ganz allgemein von den Auszubil­

denden gesagt wurde, daß sie sich nicht 

überfordert gefühlt hätten, gab es doch für 

die Auszubildenden in der Berufsausbildung 

zum Verwaltungsfachangestellten einige Pro­

bleme. Sie hatten in der bisherigen Ausbil­

dung noch keine Erfahrung mit dem selb­

ständigen Bearbeiten gesetzlicher Bestim­

mungen sammeln können. Für sie war daher 

ein Umdenken erforderlich. Nicht mehr das 

Reproduzieren abstrakter schulischer Kennt­

nisse wurde gefordert, sondern das systema­

tische selbständige Erarbeiten der notwendi­

gen Kenntnisse im Hinblick auf konkrete 

Fallgestaltungen. Hieraus ergaben sich an­

fängliche Irritationen. Spontane Beratungs­

gespräche mit den Ausbildern konnten nicht 

immer realisiert werden. Auch die planmä­

ßig vorgesehenen Beratungsgespräche konn­

ten nicht immer zum gewünschten Zeitpunkt 

stattfinden. Ursache dafür ist die typische 

Ausbildungssituation an einem Arbeitsplatz 

in der Verwaltung. Der ausbildende Sachbe­

arbeiter ist nebenamtlich für die Ausbildung 

in seinem Sachgebiet zuständig. Diese Aus­

bildungsaufgabe wird ihm in der Regel zu­

sätzlich zu den laufenden Dienstgeschäften 

übertragen. Gerade in publikumsintensiven 

Dienststellen ist den Sachbearbeitern daher 

eine intensive Ausbildung (also auch das 

Führen längerer Beratungsgespräche) kaum 

möglich. Als weitere Problematik wurde er­

kannt, daß die jeweils zur Bearbeitung der 

Lernaufträge zu beachtenden Vorschriften 

häufig geändert werden. Daraus resultiert 

die Notwendigkeit, auch die Lernaufträge 

entsprechend zu aktualisieren. 

Von den Ausbildern wurde die Veränderung 

ihrer Ausbildungstätigkeit positiv beurteilt. 

Durch die Stärkung der Eigeninitiative und 

Eigenverantwortung der Auszubildenden für 

den Lernprozeß und die Lernergebnisse wur­

de die Notwendigkeit für längere Vorträge 

des Ausbilders reduziert. Als positiv wurde 

auch bewertet, daß die Auszubildenden als 

Folge der Strukturierung der Ausbildung 

durch den Lernauftrag wesentlich gezielter 
beraten werden konnten. 

Konsequenzen 

Es zeigte sich in der Erprobung, daß die 

Ausbildung anhand der Bearbeitung eines 

Lernauftrages durch die Auszubildenden 

dann zu Problemen führen kann, wenn eine 

Rücksprache mit dem zuständigen Ausbilder 

nicht zum erforderlichen Zeitpunkt möglich 

ist. Daher erscheint es sinnvoll, daß den 

Auszubildenden neben der selbständigen Er­

arbeitung neuer Qualifikationen auch andere 

Aufgaben übertragen werden. In Betracht 

kommen dafür sowohl Aufgaben, die vor­

handene allgemeine Qualifikationen erfor­

dern, als auch spezielle Tätigkeiten, für die 

bereits zuvor an dem betreffenden Ausbil­

dungsplatz die erforderlichen Qualifikatio­

nen erworben wurden. Wie die Arbeit an ei­

nem Arbeitsplatz in der Verwaltung muß 

auch die Tätigkeit eines Auszubildenden aus 

mehreren parallel verlaufenden Vorgängen 

(selbständige Bearbeitung von Vorgängen, 

selbständiger Qualifikationserwerb) kombi­

niert werden. 

Aus den Erprobungen ergab sich ferner die 

Notwendigkeit zur kontinuierlichen Aktuali­

sierung der Lernaufträge. Es ist fraglich, ob 

eine solche "Bestandspflege" von den neben­

amtlich tätigen Ausbildern zusätzlich zur 

Wahrnehmung der laufenden Dienstgeschäf­

te erwartet werden kann. Dies gilt besonders 

unter dem Gesichtspunkt , daß sowohl für die 

inhaltliche wie auch für die formale Gestal­

tung der schriftlichen Unterlagen eine Reihe 

von Gesichtspunkten zu beachten ist, um den 

Lernerfolg zu fordern . Um die Beachtung 

dieser sachlichen, pädagogischen und lern­

psychologischen Gesichtspunkte zu gewähr­

leisten, dürfte es in einer Behörde notwendig 

sein, zumindest während der Einführungs­

und Erprobungsphase einer modernen Aus­

bildungskonzeption die Gestaltung und Pfle­

ge der Lernaufträge durch den Ausbildungs­

leiter koordinieren und anleiten zu lassen. 

Die Aufgaben eines Ausbildungsleiters wer­

den allerdings in kleineren Behörden ebenso 

wie die Ausbildungstätigkeit nebenamtlich 

wahrgenommen, so daß möglicherweise 

auch der nebenamtliche Ausbildungsleiter 

überfordert und daher auf Hilfe z. B. eines 

Ausbildungsberaters angewiesen ist. Hinzu 

kommt, daß die Tätigkeit eines Ausbildungs­

leiters häufig rein organisatorisch definiert 

wird. Das heißt, im Vordergrund steht die 
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Ablauforganisation der Ausbildung (Zuwei­

sung zu Arbeitsplätzen usw.). Pädagogische 

Fragen kommen demgegenüber fast regelmä­

ßig zu kurz. Dies liegt nicht am mangelnden 

Interesse der in der Ausbildung tätigen Per­

sonen, sondern eher an den institutionellen 

Bedingungen. Für die Ausbildung werden 

von der Leitung der Behörde nicht immer die 

erforderlichen Ressourcen (insbesondere 

zeitliche Entlastungen der nebenamtlich täti­

gen Ausbilder) zur Verfügung gestellt. Auch 

die Teilnahme an pädagogischen Fortbil­

dungsmaßnahmen ist nicht in dem wünschens­

werten Umfang möglich. Hinzu kommt, daß 

in den Lehrgängen zur Ausbildung der Aus­

bilder nach den hergebrachten Lehrplänen 

die modernen Ausbildungsmethoden allen­

falls am Rande erwähnt werden. Da die Aus­

bildung der Ausbilder aber häufig die einzige 

erreichbare pädagogische Fortbildungsmaß­

nahme darstellt, wäre hier eine inhaltliche 

und methodische Veränderung besonders 

dringlich. Daneben müßte weiterhin versucht 

werden, den Stellenwert einer zukunftsorien­

tierten Ausbildung stärker in das Bewußtsein 

der verantwortlichen Führungskräfte zu he­

ben, damit die erforderlichen Ressourcen be­

reitgestellt werden sowie die Aus- und Fort­

bildung der Mitarbeiter stärker von den Füh­

rungskräften unterstützt und gefOrdert wird. 

Ohne derartige Maßnahmen lassen sich ent­

scheidende Veränderungen angesichts der 

Bedeutung statischer Kräfte in der öffentli­

chen Verwaltung vermutlich kaum erzielen. 

Eine rechtzeitige Modernisierung der Aus­

bildung entspricht aber nicht nur den Interes­

sen der Mitarbeiter, sondern fOrdert auch die 

Leistungsfähigkeit der Behörde. 

Handlungsbezogene Lernsystemati­
sierung in der Projektausbildung­
Ergebnisse aus dem Modellversuch 
"LoLA" bei der Telekom 

Egon Meerten 
Dr. päd., Friedrichsdor/er 

Büro für Bildungsplanung 

Die Effizienz einer leittextgesteu­
erten Projektausbildung ist we­
sentlich davon abhängig, inwie­
weit sie fach- und lernsystemati­
schen Anforderungen entspricht. 
Eher unterbelichtet ist jedoch noch 
die Frage, mit welchen Verfahren 
und Kriterien eine handlungsbezo­
gene Lernsystematik für eine Pro­
jektausbildung ermittelt und kon­
struiert werden kann. 

Im BIBB-Modellversuch "Leittext­
orientierte Lern- und Arbeitsmetho­
de (LoLA)" wird derzeit im Unter­
nehmen Telekom für die Ausbil­
dung zum Kommunikationselek­
troniker I -in - Fachrichtung Tele­
kommunikation eine handlungsbe­
zogene Lernsystematik für ein ge­
netisches Lernen in einer leittext­
gesteuerten Projektausbildung (Mo­
dulausbildung) erstellt. Hinter­
gründe und erste Ergebnisse stellt 
dieser Artikel vor. 

Grunddaten zum 
Modellversuch "LoLA" 

In diesem - fachlich vom BIBB betreuten -

Modellversuch werden für den neugeordne­

ten Ausbildungsberuf "Kommunikations­

elektroniker I -in- Fachrichtung Telekommu­

nikation" in 18 (von insgesamt 117) Berufs­

bildungsstellen des Unternehmens Telekom 

neue Ausbildungsmethoden entwickelt und 

erprobt. Es geht dabei um die Verknüpfung 

der Vorteile des Lernens an ganzheitlichen 
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